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Antrag an die 

ZdK-Vollversammlung 
 

Missbrauch aufarbeiten, Prävention stärken, Anstren-
gungen intensivieren 

 

Antragssteller*innen:  

Johanna Beck, Marc Frings, Dr. Regina Heyder, Wolfgang Klose,  Bir-
git Mock, Johannes Norpoth, Prof. Dr. Claudia Nothelle, Prof. Dr. 
Thomas Söding, Dr. Irme Stetter-Karp 

 

Einleitung: 

Am 31. Januar 2025 konnte zum Ende der zurückliegenden Legisla-
turperiode das Gesetz zur Stärkung der Strukturen gegen sexuelle 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen im Bundestag mit einer breiten 
überparteilichen Mehrheit verabschiedet werden. Das Gesetz, das u.a. 
die Strukturen des UBSKM-Amtes, des Betroffenenrats und der Un-
abhängigen Aufarbeitungskommission festschreibt, bildet fortan eine 
Sicherheit für Betroffene, aber auch für all diejenigen, die sich für Prä-
vention und Aufarbeitung engagieren. Zudem ist das Gesetz ein soli-
der Ausgangspunkt für weitere Schritte und politische Prozesse hin zu 
noch mehr Unterstützung für Betroffene und zur weiteren Stärkung 
von Präventionsmechanismen in allen Bereichen unserer Gesellschaft.  

Hintergründe /Argumentation:  

Mit dem UBSKM-Gesetz wurden einzelne Forderungen des ZdK be-
reits aufgegriffen, zentrale Forderungen bleiben jedoch offen. Viele 
Regelungen, etwa zu Aufbewahrungsfristen und zum Recht auf Ak-
teneinsicht, betreffen ausschließlich den Bereich der öffentlichen Ju-
gendhilfe. Das ZdK bekräftigt und konkretisiert daher seine bestehen-
den Forderungen an die Bundesregierung (vgl. Beschluss der ZdK-
Vollversammlung „Missbrauch: Rechte von Betroffenen bei Aufarbei-
tung stärken und Strafgesetzbuch erweitern“ vom 10.12.2022). 

Beschlusstext: 

Die ZdK-Vollversammlung begrüßt das am 31. Januar 2025 vom Bun-
destag beschlossene Gesetz zur Stärkung der Strukturen gegen sexu-
elle Gewalt an Kindern und Jugendlichen. Das Gesetz bildet einen 
wichtigen Meilenstein im Einsatz für Betroffene von sexuellem Miss-
brauch und zum Schutz von Kindern und Jugendlichen.  
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Zugleich sieht die Vollversammlung Bedarf für weitergehende Maß-
nahmen. In diesem Sinne bekräftigt und konkretisiert das ZdK seine 
bestehenden Forderungen an die Bundesregierung: 

- Stärkung der Betroffenenrechte durch eine gesetzliche Veranke-

rung des Rechts auf individuelle Aufarbeitung und Akteneinsicht. 

- Verbesserung institutioneller Aufarbeitung durch verbindliche 

Standards der Aufarbeitung für alle auch nicht-öffentlichen Institu-

tionen, verbunden mit einem entsprechenden Monitoring. 

- Einrichtung einer Ombudsstelle für Personen, deren Fälle in Insti-

tutionen nicht zufriedenstellend aufgearbeitet wurden. 

- Einrichtung von unabhängigen Aufarbeitungsstrukturen, die Er-

wachsene als Betroffene einbezieht. 

- Verlängerung der Aufbewahrungsfristen von relevanten Akten 

entsprechend des UBSKM-Gesetzes auch außerhalb der Jugend-

hilfe. 

- Die Erweiterung des §174c StGB auf sexuelle Handlungen in 

seelsorgerischen Verhältnissen.  

Darüber hinaus fordert die ZdK-Vollversammlung die neue Bundesre-
gierung auf: 

- Den Fonds sexueller Missbrauch im Ergänzenden Hilfesystem 

auch über 2028 auf Dauer strukturell zu sichern und angemessen 

finanziell auszustatten. 

- Den Schutz von Kindern und Jugendlichen im digitalen Raum 

durch den Ausbau wirksamer Medienbildung sowie einer besse-

ren Ausstattung der Strafverfolgungsbehörden zu gewährleisten.  

- Eine gesetzliche Rechtsgrundlage für die zwingend notwendige 

Verarbeitung personalisierter personenbezogener Daten in institu-

tionellen Aufarbeitungsprozessen zu schaffen. 

Die Vollversammlung nimmt anerkennend zur Kenntnis, dass einzelne 
Forderungen auch mit den Vereinbarungen im Koalitionsvertrag der 
Regierungsparteien von CDU, CSU und SPD übereinstimmen. Sie for-
dert die Bundesregierung auf, die dort vereinbarten Maßnahmen zum 
Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt, zu Schutzkonzepten 
auch bei nicht-öffentlichen Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen, zur 
Sicherung des Fonds sexueller Missbrauch im Ergänzenden Hilfesys-
tem sowie zur Förderung der Childhood-Häuser bis spätestens zum 
ersten Bericht der Unabhängigen Beauftragten durch die zuvor be-
nannten Forderungen der Vollversammlung zu ergänzen und konse-
quent umzusetzen. 

 


